BASEL #%
LANDSCHAFT A

LANDRAT
Beschluss des Landrats vom 11.09.2025

Nr. 1258

10. Formulierte Gesetzesinitiative «Tempo 30 auf Hauptstrassen — nur mit Zustimmung

des Volkes»
2025/41;Protokoll: ps

Kommissionsvizeprasidentin Béatrix von Sury d’Aspremont (Die Mitte) verzichtet auf das Wort.
- Zweite Lesung Gesetz Uber die Organisation und Verwaltung der Gemeinden (Gegenvor-

schlag)
Titel, Ingress, I., § 47

Keine Wortmeldungen.
§ 185¢

Stephan Ackermann (Grine) stellt den Antrag auf Streichung dieses Paragrafen. Bei der Be-
stimmung ist nicht sicher, ob sie rechtlich korrekt ist. Zur Initiative wurde ein Obergutachten er-
stellt, das zum Schluss kam, die Ruckwirkung musse gestrichen werden, damit die Initiative flr
gultig erklart werden kann. Dies ist erfolgt. Nun wird aber versucht, die Rickwirkungsklausel in den
Gegenvorschlag aufzunehmen. Deshalb bittet der Redner um Zustimmung zum Streichungsan-
trag.

Alain Bai (FDP) weist darauf hin, dass es sich bei dieser Ubergangsbestimmung nicht um eine
Ruckwirkungsklausel handle. Zum Vergleich mit der Initiative: Es ist stérend, wenn behauptet wird,
das Ganze sei bundesrechtswidrig oder rechtsungtiltig, obwohl der Landrat vor kurzer Zeit be-
schlossen hat, dass die Initiative rechtsgultig ist. Denn dies ist sie in ihrer vorliegenden Formulie-
rung; der ungultige Teil wurde ja gestrichen. Letzterer lautete: «Im Falle einer ausbleibenden Ge-
nehmigung sind diese Verkehrsanordnungen aufzuhebenx. Der Begriff der Riickwirkung bedeutet
einen Eingriff in einen abgeschlossenen Sachverhalt. Wenn die Tempo 30-Zone vom Kanton ge-
nehmigt und eingefiihrt wurde und nun durch die Initiative wieder aufgehoben werden sollte, dann
handelt es sich um eine problematische Rickwirkung. Dies wurde nun gestrichen und die Initiative
wurde fur rechtsgiiltig erklart. Die Ubergangsbestimmung betrifft keine abgeschlossenen Sachver-
halte, sondern beim Kanton hangige Antrage, die zum Teil noch nicht bearbeitet sind. Es wurde
noch keine Entscheidung geféllt oder etwas verfiigt oder umgesetzt. Deshalb ist es nach Ansicht
des Redners vermessen, von einer Rickwirkung zu sprechen, denn es wird mit einer Rechtsénde-
rung auf laufende Prozesse Einfluss genommen, wie das beispielsweise im Moment auch der
Bund tut. Auch beim Bund sind Tempo 30-Vorstésse pendent. Die Ubergangsregelung erscheint
nach wie vor richtig, damit auch die vielen pendenten Antrage erfasst werden, um Tempo 30 de-
mokratisch zu legitimieren. Der Redner bittet um Ablehnung des Antrags.
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Andreas Bammatter (SP) halt es fur nicht verwunderlich, dass die SP-Fraktion den Antrag unter-
stutzt. An der letzten Sitzung war zu vernehmen, dass die JSK tiber Monate hinweg uber der Vor-
lage britete, und an der letzten Sitzung tat dies auch der Landrat. Nun braucht es klare Richtlinien.
Ungunstig formulierte und zu unterschiedlichen Meinungen fihrende Passagen mussen korrigiert
werden. Deshalb bittet der Redner um Unterstiitzung des Antrags. Die SP-Fraktion wird Initiative
und Gegenvorschlag ablehnen.

Andrea Heger (EVP) hélt fest, es gehe auch um Fairplay. Sind Antrage bereits hdngig, ist es kor-
rekt, klarzustellen, dass diese noch nach den alten Regeln behandelt werden. Man konnte sagen,
alle Antrage, die ab morgen eingereicht werden, werden nach den neuen Regeln behandelt. Nun

konnte man das Ganze auch verzdgern, damit es so herauskommt, wie man es gerne hatte, und

das erscheint nicht gut.

Marc Schinzel (FDP) verweist auf das Votum von Alain Bai, es handle sich nicht um eine Rick-
wirkung. Andreas Bammatter hat richtig gesagt, dass die JSK lange tber die Vorlage diskutiert
habe. Dieser Punkt wurde sehr genau angeschaut im Wissen darum, dass eine echte Rickwir-
kung problematisch ist. Die betroffenen Verfahren sind jedoch hangig. Es wird nicht in einen gefall-
ten Entscheid eingegriffen. Wenn nun versucht wird, Verunsicherung zu schaffen, dann ist klar zu
sagen: Es handelt sich juristisch ganz klar nicht um eine Rickwirkung und das Parlament und das
Volk haben das Recht, dartiber zu entscheiden. Das ist richtig und es braucht keine schwammigen
Ausserungen, man misse dies laufen lassen, es sei Fairplay. Fairplay besteht darin, die Frage
dem Volk zu unterbreiten.

Martin Karrer (SVP) aussert, die Argumente seien von Alain Bai richtig und verstandlich dargelegt
worden. Die SVP-Fraktion lehnt den Antrag geschlossen ab.

Gzim Hasanaj (Grune) fihrt aus, in letzter Zeit gebe es das Problem immer haufiger, dass demo-
kratisch geféllte Entscheidungen auf juristischem Weg riickgangig gemacht werden sollen. Das
Bundesgericht hat diese Woche zum Gliick gesagt, dass das nicht geht. Hier besteht die gleiche
Situation: Die Initianten haben in der Gemeinde eine Abstimmung verloren und versuchen nun,
das Gesetz zu adndern, um ihr gewlinschtes Ergebnis doch noch erreichen zu kénnen. Da heute
gewisse Verstandigungsprobleme bestehen, bringt der Redner ein einfaches Beispiel, um die Si-
tuation zu erklaren: Es wurde Fussball gespielt und der Match ist fertig. Jemand ist mit einem Ent-
scheid nicht einverstanden und reicht eine Beschwerde ein. In der Zwischenzeit wird bei der FIFA
beantragt, die Spielregeln zu dndern, um auch das Resultat des noch offenen Verfahrens andern
zu kénnen. Das widerspricht jeder Logik und Rechtssicherheit. Die Spielregeln kdnnen nicht wéh-
rend eines offenen Verfahrens geandert werden, weil man essen Ausgang andern will. Deshalb
bittet der Redner um Zustimmung zum Antrag.

Alain Bai (FDP) aussert zur Aussage des Vorredners, dass demokratisch geféllte Entscheide auf
juristischem Weg wieder angepasst werden sollten, dass die Initiative von Gemeinderaten erarbei-
tet worden sei. Dabei handelt es sich um demokratisch gewéhlte Personen. 10’000 Personen un-
terzeichneten die Initiative und haben das Anliegen, bei Tempo 30-Antragen mitreden zu kénnen.
Das Spiel — um das Beispiel des Vorredners aufzunehmen — dauert immer noch an und die 10'000
Unterzeichnenden wiirden gerne mitreden. Es wird nicht versucht, auf rechtlichem, sondern auf
politischem Weg eine Anderung zu erreichen, damit die 10'000 Leute (und weitere) in Zukunft mit-
reden konnen.

Thomas Noack (SP) merkt an, die Ruckwirkung sei eine wirkliche Rickwirkungsgeschichte. Die
Gemeinderate, die die Initiative einreichten, haben dies in bestem Wissen und Gewissen getan.
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Bisher waren sie als Gemeinderéte legitimiert, Antrdge auf Tempo 30-Zonen zu stellen. Die Ge-
meinden warten zum Teil bereits seit zwei bis vier Jahren darauf, dass der Kanton endlich ent-
scheidet. Wenn man das Ganze jetzt nochmals verzégert und es nochmals eine Ehrenrunde gibt,
geht das nicht. Die Gemeinderate hatten bisher diese Kompetenz und sollen sie auch behalten.

Al Mit 40:37 Stimmen bei 1 Enthaltung wird der Streichungsantrag von Stephan Ackermann
abgelehnt.

—IV.
Keine Wortmeldungen.

- Ruckkommen

Es wird kein Riickkommen verlangt.

- Schlussabstimmung Gesetz lber die Organisation und Verwaltung der Gemeinden (Ge-
genvorschlag)

Al Mit 41:36 Stimmen bei 2 Enthaltungen wird der Anderung des Gesetzes Uber die Organi-
sation und Verwaltung der Gemeinden (Gegenvorschlag) zugestimmt.

- Detailberatung Landratsbeschluss

Keine Wortmeldungen.

- Riuckkommen
Es wird kein Riickkommen verlangt.

- Schlussabstimmung Landratsbeschluss
Al Mit 47:30 Stimmen bei 1 Enthaltung wird dem Landratsbeschluss zugestimmt.

Markus Graf (SVP) gibt eine Erklarung der SVP-Fraktion ab. Es hat an diesem Morgen einige
Verwirrung gegeben. Die Leitung ist gebeten, die Antrage etwas langer einzublenden. Manchmal
ist die Zeit sehr kurz.

Landratsbeschluss
betreffend Formulierte Gesetzesinitiative «Tempo 30 auf Hauptstrassen — nur mit Zustim-
mung des Volkes»

vom 11. September 2025
Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

1. Die formulierte Gesetzesinitiative «Tempo 30 auf Hauptstrassen — nur mit Zustimmung des
Volkes» wird abgelehnt und den Stimmberechtigten zur Abstimmung unterbreitet.

2. Den Stimmberechtigten wird empfohlen, die formulierte Gesetzesinitiative «Tempo 30 auf
Hauptstrassen — nur mit Zustimmung des Volkes» abzulehnen.

3. Der Revision des Gesetzes Uber die Organisation und die Verwaltung der Gemeinden gemass
Beilage wird zugestimmt.
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Die Revision des Gesetzes Uber die Organisation und die Verwaltung der Gemeinden wird den
Stimmberechtigten als Gegenvorschlag zur Abstimmung unterbreitet.

Den Stimmberechtigten wird empfohlen, dem Gegenvorschlag zuzustimmen.

Die Motion 2022/214 wird abgeschrieben.




	10. Formulierte Gesetzesinitiative «Tempo 30 auf Hauptstrassen – nur mit Zustimmung des Volkes»
	– Zweite Lesung Gesetz über die Organisation und Verwaltung der Gemeinden (Gegenvorschlag)
	– Rückkommen
	– Schlussabstimmung Gesetz über die Organisation und Verwaltung der Gemeinden (Gegenvorschlag)
	– Detailberatung Landratsbeschluss
	– Rückkommen
	– Schlussabstimmung Landratsbeschluss


